
Kein Friedemitder städtischen Sparpolitik!
HortderGewalt,

ganzekeligeEcke, Tempel derGewalt,
Chaoten-Hochburg− Das JuzI hatbei
den „Offiziellen“ in Göttingen vieleNa-
men. Wasdas JuzI wirklich ist, scheinen
siedie Jahreüber niekapiertzu haben.
Endeder70er, Anfang der80er Jahre
begann sich dieGöttingerHausbeset-
zungsbewegung fürein selbstverwaltes
Jugendzentrum einzusetzen. Abseits des
Mainstream sollte PlatzfürdieVerwirkli-
chung eigener Ideen und füralternative
Jugendarbeitentstehen. Schließlich
wurde1982 das JuzI (Jugendzentrum In-
nenstadt) alsZentrum in der Innenstadt
gegründet. Das JuzI verstehtsich als
antifaschistisch und antisexistisch. Wir
haben den Anspruch, in politischeBe-
langeeinzugreifen− wasmal besser
undmal wenigerklappt. Das JuzI istein
Ortwo linkePolitikgemachtund gelebt
werden kann,woMenschen ihr Leben
und dieVerwirklichung ihrerBedürfnisse
selbstin dieHand nehmen wollen und
können. Das JuzI bietetdaher füreine
Vielzahl von Aktivitäten Platz: esgibtJu-
gendcafés, politischeGruppen, Bands,
Konzerte, Partys, Bars, eineTischlerei,
eineSiebdrucke, eineBibliothekund ein
Fotolabor. Hier treffen verschiedenste
Menschen undGruppen aufeinander.
DasVerbindende isteineVerweigerung
gegenüberdem aufGeld, Verwertbar-
keitund Konsum ausgerichtetem Ein-
heitsbrei –diePalettederMeinungen
und Stile istvielfältig, streitbarund
natürlich nicht immereinfach. Trotzdem
istein Zentrum entstanden, dassausder
politischen und kulturellen StrukturGöt-
tingensnichtmehrwegzudenken ist.
Dassein solches selbstverwaltetes, und
damitunabhängiges Jugendzentrum der
Stadtnichtbesondersgutin den Kram
passt, dürfteklar sein. ZahlreicheAus-
einandersetzungen führten letzendlich
immerwiederdazu, dass sich die fort-

schrittlichen Kräftedurchsetzen konnten
und das JuzI nichtgeschlossen wurde.
Dieaktuellen Vernichtungspläneder
Stadtsind also keineswegsneu oder
durch dieHaushaltslagevorgegeben.
Vielmehr reihen sie sich nahtlos in die
nun fast20jährigeGeschichtederAus-
einandersetzungen zwischen JuzI und
Stadtein.
EineneueFacettebekamen dieseAus-
einandersetzungen, als im Herbst99 in
Göttingen erstmalig derOberbürgermei-
sterdirektgewähltwurde. Unglückliche
Umständeund eineWahlbeteiligung in
derStichwahl von knapp 26%führten
dazu,dassderCDU-KandidatundStaats-
anwaltJ. Danielowski bei derWahl ge-
wann (51%). Neu istauch, dassderPo-
sten desOberstadtdirektorswegfälltund
seineAufgaben vomOberbürgermeister
übernommen werden, sodassderVer-
waltung jetztnichtmehreinSPD- sondern
ein CDU-Mitglied vorsteht. Um Konflikte
zu vermeiden, kündigtedieSPD ihreKo-
alition mitden Grünen und gingmitder
CDU ein sogenanntes „Bündnis fürGöt-
tingen“ein. Ziel diesesBündnisses soll
vorallem dieKonsolidierung desHaus-
haltes sein, daGöttingen schon seit
Jahren notorisch pleite istund sich jedes
Jahrden Haushaltvon derBezirksregie-
rung in Braunschweig genehmigen
lassen muss.
Wiesich Danielowski diese „Sanierung“
vorstellt, machteerkurznach Amtsantritt
deutlich. Im Alleingangwollteerdem al-
ternativen Kulturzentrum KAZ, dem
jungen theater sowieder Film- und Kino-
initiativeLumieredie städtischen Zu-
schüssekomplettstreichen,wasderen
Schließung bedeuten würde. Auch allen
Göttinger Jugendzentren, darunterdas
JuzI, sollten dieVerträgegekündigtwer-
den, um,wieeresnannte, „Spielraum
füreineÜberprüfung“zu haben. Ganz
unverblühmtsprach er im kulturdarwini-
stischen Stil der70er Jahredavon, die
großen Projekteerhalten und diekleinen
vernichten zu wollen (Orginalzitat).

Nach breitem Protestwurden diese
Pläne im Früh-Sommer letzten Jahres
erstmal aufEis gelegt.
Praktisch ein Jahr später, liegen
dienun hintervorschlossenen
Türen ausgeküngelten „Spar-
pläne“vor. Das JuzI verliert
mit30.000DMmehrals ein
Viertel des Personalkosten-
zuschusses undmuss in
Folgemiteiner2/3tel Stelle
wenigerauskommen. Der
musa, einem anderen alterna-
tiven Kultur und KunstProjekt,
gehen ebenso fast30.000DM
verloren. Auch zahlreicheweitere
kleinereOrganisationen zb. ausdem
Umweltbereich verlieren Zuschüsse in
einerGrößenordnungweitunter
10.000DM.
Selbstalles zusammengrechnetergibt
sich keineSumme, dieden Haushaltder
StadtGöttingen auch nur im geringsten
entlastet− diebetroffenen Projekte
stehen aberdurch dieKürzungen vor
enormen Problemen oder ihrem Ende.
DaswasCDU und SPD als „Diskussion
zurKonsolidierung desHaushaltes“
bezeichnen, istfolglich unteranderem
Vorzeichen betrachtet, deutlich besser zu
verstehen. Hierwird zum großen Schlag
gegen diealternativeund linkeSzene in
Göttingen ausgeholt. Hierwird Politik
gemacht, diedaraufzielt, ein Klima der
Verunsicherung und Konkurenzzu schaf-
fen. Stattsich gegenüberBezirks- und
Landesregierung offensivzu verhalten,
nutzen Danielowski undCDUSPD die
Gelegenheit, unliebsameProjekte„totzu-
sparen“. Derangebliche finanzielle
Druckdientdazu, von derdahinterste-
henden zielgerichteten Politik und der
damitverbundenen eigenen Verantwor-
tung abzulenken. So können siebehaup-
ten, siewollten keineProjektegefährden
und diese trotzdem ruinieren.Wenn die
PolitikerInnen davon reden, dass „alles
aufden Prüfstandmuss“meinen sie
damitbishervorallem Projekteausdem



alternativen Bereich. Und esgehthier
eben nichtum finanzpolitischeFragen,
sondern darum, dieseProjektezu zerstö-
ren. Die„Ersparnisse“ausden Kürzungen
werden dieStadtaufkeinen Fall sanie-
ren. Aberwieschon gesagt, dass istauch
garnichtdasZiel. Stattdessen werden
Projektekaputtgemacht, dienichtnur
denMenschen dortwichtig sind, sondern
dieauch Ausdruckeinerbestimmten po-
litischen Richtung undKultur inGöttingen
sind. AusdruckeinerKultur, dienicht
nach kapitalistischenMaßstäben funktio-
niertund dienichtnureinerkleinen Zahl
an Personen zugänglich ist. Ausdruck
einerPolitik, die sich nichtan derherr-
schendenWindrichtung in Deutschland
und Europa orientiert, sondern konse-
quentdieeigenen Vorstellungen eines
hirarchiefreien Umgangsuntereinander
umzusetzten versucht. Ausdruckeiner
Politik, dienichtden Interessen derWirt-
schaftgehorcht. AusdruckeinerPolitik,
die seit jeheroffen aufderStraßeund in
den Ämtern antifaschistisch, antirassi-
stisch und antisexistisch agiert. Hier sind
Leuteaktiv, die sich nichteinfach alles
gefallen lassen und diedamitimmer
wieder in Konfliktmitden Herrschenden
und ihremWunsch nach meinungslosem
Wahlvolkgeraten. Es sind nichtdieVer-
botsverfügungen, mitdenen dieStadt
aufdieVersuchederNPD in Göttingen
zu maschieren, reagierte, diedasKlima
in Göttingen bestimmen. Es istdie lang-
jährigeArbeitder Leuteund Einrichtun-
gen, dievon derStadtjetztunterdem
Deckmantel der finanzpolitischen Not-
wendigkeitabgeräumtwerden sollen.
NichtdieMöglichkeitzur Einsparung ist
der Leitfaden von CDUSPD, siewittern
eineChance ihnen unliebsameProjekte,
ohneesdirektbeim Namen zu nennen,
ausderpolitischen Landschaft in Göt-
tingen zu entfernen.

Wieeingangserwähnt, steht
auch das JuzI von Anfang an
im Fadenkreuzdervermeind-
lichen Sparwut. Wir haben

uns im JuzI immeraufuns
selbstverlassen und das istauch

gutso. Wir sind glaubwürdig für
Jugendliche,weil wir uns nicht in

Parteienproporzverwickeln lassen
oderan Kungeleien beteiligen. Wir
sind damitderStadtschon immerein

Dorn im Augegewesen− egal, ob es
sich dabei um einen OB Danielowski
handeltoderum einenOberstadtdi-

rektornamensSchierwater. KeinWunder
also, dassauch das JuzI seit jehervon
Kürzungen oderderSchließung bedroht
ist. KeinWunder, dassesauch jetztZiel
derpolitisch motivierten Kürzungen von
CDUSPD ist.
Für unsgehtes nichtmehrum dieBitte,
möglichstwenig odergar nichtzu spa-
ren. Wir schreiben seitJahren Konzepte,
warum wirGeld fürvier stattzwei Sozial-
arbeiterInnenstellen brauchen,wirbet-
teln seitJahren um gesicherteZuschüsse
undwir haben eine40%igeKürzung
derBetriebskostenzuschüsse seitEnde
der80er Jahrehingenommen. Darüber-
hinausbekommen wir unsereGelderbis
zum ZeitpunktderGenehmigung des
Haushalts durch Braunschweig, nurzu
75%ausgezahlt. Im Jahr2000 zog sich
dasbis in denOktober. Die logische
Folgewäre, den SozailarbeiterInnen
auch nur75% ihres Lohnsauszahlen
oder sienur für75%des Jahres, alsobis
EndeSeptembereinzustellen. Beides
gehtnatürlich nicht. Esdürfteunnötig
sein, daraufhinzuweisen, dass Sozialar-
beitetwasmitVertrauen und Regelmä-
ßigkeitzu tun hatund nichtvon Lust,
Launeund Zahlungsmoral der Stadtab-
hängen darf. DieProblemeder Jugend-
lichen hören jedenfalls nichtfürein
viertel Jahreinfach auf, nurweil kein
Geld da ist.
Und zweifelsohne istderStadtklar:
müsste siedieArbeitdervon den Kür-
zungen betroffenen Projekten selbst lei-
sten, würdesiewahrscheinlich die
10facheSummeaufbringen müssen. Die
Tatsache, dasswir immerwieder in die
RollederBittstellerInnen gedrängtwer-
den, verkehrtalso dieSituation. Damit ist
jetztSchluss! Wirwerden nichtmehrbet-
teln, wir sehen keinen Sinn darin, unsmit
StadtvertreterInnen „gutzu stellen“, die
esnichtmal für nötig halten, den betrof-
fenen Projekten ihrePolitik transparent
zu machen.

Daswashierpassiert, istein politischer
Angriff, derauch einepolitischeAntwort
braucht. Alle Initiatven, dievon den ak-
tuellen Kürzungen betroffen sind, ma-
chen mitgroßem Engagementundmit
viel zu wenigGeld guteund sehrver-
schiedeneArbeitfüreinegroßeZahl an
BesucherInnen. DieEinrichtungen für
Kultur, Jugend, Soziales und Frauen zu
ruinieren, wird dieStadtnichtsanieren.
KeinesderProjekte istüberversorgt, viel-
mehr fehltesbei den meisten an allen
Ecken und Enden.
Lassen wir unsweiteraufdasSpiel „es ist
kein Geld da“ein, helfen wirCDUSPD
nur ihreeigentlichen Zielezu verschlei-
ern. JedeDiskussion mitdem Ziel, das
eigeneProjektmöglichstpositivdarzu-
stellen, nützen siedafür , ihr Interessean
unsererArbeit in derÖffentlichkeitzu
heucheln. Sie kennen sowohl unsereAr-
gumenteals auch unsereArbeitund sie
sind ihnen scheissegal. DieStadtnimmt
kulturelle, soziale, Jugend- und Frauen-
projektenichternst, sondern spartda,
woamwenigsten Ärgerzu erwarten ist.
Aberdaswird nurklappen,wenn wir
uns spalten lassen und jede Initiativeein-
zeln versucht, ihr Projektpositivdarzu-
stellen, ohnediedahinter stehendeStra-
tegiemitanzugreifen. Es isthöchsteZeit,
dieMachenschaften von Stadtund Kon-
sorten beim Namen zu nennen. Diepoli-
tischeLandschaftin Göttingen soll verän-
dertwerden− nurdarum gehtesden
beiden großen Parteien.
Machen wir ihnen einen Strich durch ihre
Rechnung. IhrpolitischesKalkül darf
nichtaufgehen! NoPasaran!

Uns reichts, nichtsgehtsoweiter!
Händewegvom JuzI und den anderen
vomKürzungsterrorbedrohten Projekten!

Wir fordern daher:
• keineKürzungen und keineVertragskündigung im Jugend-,Kultur-,Sozial- und

Frauenbereich!
• erheblicheErhöhung derZuschüsse; fürdasJuzi heisstdas:

vier festeStellen (stattzwei unterbezahlte) und
Verdoppelung desBetriebskostenzuschusses

• und natürlich ab 2002Abschaffung derParteien- undVerwaltungskungelei zu-
gunsten basisdemokratischerRäte,Grundversorgung füralle und ein Endedes
Kapitalismus (schon deshalb,weil unsdieses ständigeüberGeld-reden-müssen
echtaufdieNerven geht).


